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Raumplanung und Wohnungswesen

Jahresrückblick 2022: Raumplanung und Wohnungswesen

Die Entwicklungen im Themenbereich Wohnungswesen waren 2022 stark geprägt von
der steigenden Inflation und vom russischen Angriffskrieg in der Ukraine. So kam es
nach Jahren eines Booms an den Immobilienmärkten aufgrund des Anstiegs der Leit-
und Hypothekarzinsen zu einer Trendwende am Immobilienmarkt. Aufgrund der
gestiegenen Hypothekarzinsen war es nach langer Zeit an den meisten Orten in der
Schweiz wieder attraktiver, ein Wohnobjekt zu mieten, als ein gleichwertiges Objekt zu
kaufen. Obwohl die Preise für Wohneigentum vorerst weiter stiegen, gab es erste
Anzeichen dafür, dass die Nachfrage nach Wohneigentum abnehmen und der
Wohneigentumsmarkt sich nach langer Boom-Zeit etwas abkühlen könnte. Die
Bewegungen am Wohneigentumsmarkt waren auch medial sehr präsent, wie die APS-
Zeitungsanalyse zeigt: Insbesondere über den Sommer, als die Hypothekarzinsen zum
ersten Mal stark anstiegen, wurde in den nationalen Zeitungen oft über dieses Thema
berichtet. 

Der Krieg führte derweil auch zu höheren Energiepreisen, weshalb Verbände einen
Nebenkostenschock beim nächsten Abrechnungstermin befürchteten und Mieterinnen
und Mietern rieten, ihre Akontozahlungen freiwillig zu erhöhen oder Geld auf die Seite
zu legen. Dabei kam es auch vereinzelt zu Zwist zwischen Mietenden und
Vermieterschaft, etwa bei Diskussionen um die Verwaltungspauschale auf
Nebenkostenabrechnungen. Bis zum Jahresende wurden im Parlament einige Vorstösse
eingereicht, mit denen die Auswirkungen der steigenden Energiepreise für Mieterinnen
und Mieter abgefedert werden sollten. Zudem erarbeitete der Bundesrat Verordnungen
mit Massnahmen, die er im Falle von schweren Gas- oder Strommangellagen
beschliessen könnte. Darunter befindet sich auch eine Temperaturobergrenze für
Innenräume, was Fragen zu möglichen Klagen von Mietenden aufwarf.

Beim Mietrecht blieben die Fronten auch im Jahr 2022 verhärtet: Linke Anliegen
blieben im Parlament allesamt chancenlos (Po. 21.3759; St.Iv 21.316; Pa.Iv. 20.449; Mo.
20.4031; Pa.Iv. 21.476). Auch für die bürgerliche Parlamentsmehrheit waren allerdings
höchstens kleine Änderungen umsetzbar. Die von der RK-NR aufgrund von
parlamentarischen Initiativen vorgelegten Vorlagen zur Stärkung der Kompetenzen der
Vermieterschaft bei Untermietverhältnissen, zur Senkung der Hürden für Kündigungen
von Mietverhältnissen wegen Eigenbedarf) oder zur Lockerung von Formvorschriften bei
gewissen Mietvertragsänderungen stiessen allerdings mit Ausnahme des Entwurfs zu
den Formvorschriften sowohl in der Vernehmlassung als auch in der Kommission selber
auf einigen Widerstand. Der Bundesrat empfahl sie zur Ablehnung. Überdies scheiterte
ein Versuch des Bundesrates, die verhärteten Fronten rund um das Mietrecht mit
einem runden Tisch und allen relevanten Verbänden zu lösen.

Auch in anderen Politikbereichen im Wohnungswesen gab es kaum Einigkeit. Eine
zuerst vom Nationalrat angenommene Motion der RK-NR über eine Wiederaufnahme
der parlamentarischen Revisionsarbeiten am Bundesgesetz über den Erwerb von
Grundstücken durch Personen im Ausland (Lex Koller) scheiterte im Ständerat. Virulent
wurde zudem die Abschaffung des Eigenmietwerts diskutiert: Der Nationalrat kam nach
langer Debatte zum Schluss, dass die aktuelle Vorlage nur schwer finanzierbar und kaum
mehrheitsfähig sei, und schickte sie zurück an seine WAK. Die Räte lehnten zudem zwei
gleichlautende Motionen (Mo. 22.3817; Mo. 22.3862) der SVP zur Abschaffung des
Eigenmietwerts für Rentnerinnen und Rentner ab. Das Bundesgericht wiederum hiess
eine Beschwerde gegen eine Eigenmietwert-Härtefallregelung im Tessiner Steuergesetz
gut, was auch Auswirkungen auf andere Kantone mit ähnlichen Regelungen haben
dürfte.

Weniger umstritten war 2022 die Raumplanung, wo es dem Ständerat unter der Leitung
seiner UREK nach längerer Zeit wohl gelang, eine mehrheitsfähige Vorlage für die zweite
Etappe der RPG-Revision zu zimmern. An diesem Revisionsvorhaben hatten die Räte
seit 2015 erfolglos gearbeitet. Herzstück der neuen Vorlage ist ein Stabilisierungsziel
der Gebäudezahl ausserhalb der Bauzone, das mit verpflichtenden kantonalen

BERICHT
DATUM: 31.12.2022
ELIA HEER
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Richtplänen, Abbruchprämien für Bauten ausserhalb der Bauzone und Sanktionen für
Kantone, die das Stabilisierungsziel nicht einhalten, erreicht werden soll. Ausserdem
soll den Kantonen zusätzlicher Spielraum eingeräumt werden, damit diese in der
Raumplanung ihren kantonalen oder regionalen Eigenheiten besser Rechnung tragen
können. Dieser RPG2-Entwurf wurde in der kleinen Kammer einstimmig angenommen.
Der Ständerat hatte den Entwurf als indirekten Gegenentwurf zur Landschaftsinitiative
ausgestaltet, die er deutlich zur Ablehnung empfahl.  

Neben der RPG-Revision beschäftigte sich das Parlament mit weiteren Vorstössen
betreffend Bauten ausserhalb von Bauzonen. Beide Räte überwiesen eine Motion, die
eine Verjährung illegaler Bauten ausserhalb der Bauzonen nach 30 Jahren fordert. Eine
Motion, mit welcher die Schaffung dezentraler kantonaler Behörden zur Bearbeitung
von Anträgen für Bauvorhaben ausserhalb von Bauzonen hätte erlaubt werden sollen,
wurde jedoch vom Ständerat abgelehnt. Schliesslich war das Bauen ausserhalb der
Bauzone verglichen mit den anderen Themen im Bereich Raumplanung auch am
meisten in den nationalen Zeitungen präsent. 1

Mietwesen

Im Zuge der drohenden Energieknappheit kam es im Sommer und Herbst 2022 in der
Schweiz zu Diskussionen darüber, ob der Bundesrat eine Temperaturobergrenze für
Innenräume erlassen soll, damit Energie, welche sonst fürs Heizen verwendet würde,
gespart werden kann. Konkret hatte der Bundesrat eine Regelung in die
Vernehmlassung gegeben, wonach Wohnungen, die mit Gas geheizt werden, im Falle
einer Gasmangellage nur noch bis zu 19 Grad geheizt werden dürften. 
Dieser Vorschlag stiess sowohl in Vermietenden- als auch in Mietendenkreisen auf
Widerstand. Der SVIT befürchtete etwa, dass zahlreiche Mietende wegen der tieferen
Temperaturen vor Gericht eine Mietzinsreduktion einklagen könnten. Wie die
Sonntagszeitung berichtete, gelte eine zu kalte Wohnung generell als mangelhaft und
dementsprechend könne eine Mietzinsreduktion verlangt werden. Gemäss der
Rechtsprechung könnten Mieterinnen und Mieter eine Temperatur von 20 bis 21 Grad
erwarten, so die Zeitung weiter. Bei der Frage, ob Mietende auch bei einer
bundesrätlich angeordneten Höchsttemperatur Anrecht auf eine Mietzinsreduktion
hätten, seien sich Juristen und Juristinnen hingegen nicht einig. Das
Wirtschaftsdepartement von Bundesrat Guy Parmelin schloss zumindest nicht aus, dass
eine solche Mietzinsreduktion eingefordert werden könnte. Der SMV wies derweil in
seiner Kritik vor allem auf ältere und kranke Menschen hin, für welche Wohnungen mit
19 Grad «schlicht nicht zumutbar» seien. Einig waren sich der SVIT und der SMV
darüber, dass es kaum möglich sei, die Massnahme praktikabel umzusetzen. 
Der Bundesrat änderte nach der Vernehmlassung seine Verordnung: Er hielt zwar am
Konzept der Temperaturobergrenze für gasbeheizte Innenräume während einer
Gasmangellage fest, änderte jedoch die zulässige Höchsttemperatur auf 20 Grad.
Überprüfen sollten die Massnahme die Kantone, etwa mit Stichproben in öffentlich
zugänglichen Innenräumen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.11.2022
ELIA HEER

Ständerat Carlo Sommaruga (sp, GE) reichte im September 2022 eine Motion ein, in der
er forderte, dass aufgrund des Anstiegs der Energiepreise die Frist für die Begleichung
von Nebenkostenrechnungen bei Verzug von Mieterinnen und Mietern vorübergehend
von 30 auf 90 Tage verlängert werden soll. Die Motion stand in der Frühjahressession
2023 auf der Traktandenliste der kleinen Kammer. Dort beantragte Bundesrat Guy
Parmelin dem Ständerat, die Motion abzulehnen. Die Inflation sei in der Schweiz
deutlich tiefer als in anderen Ländern. Ausserdem habe der Bundesrat bereits die AHV-
Renten und Ergänzungsleistungen per 1. Januar 2023 an die Inflation angepasst und mit
der Kampagne «Energie ist knapp – verschwenden wir sie nicht» versucht, bei der
Energieknappheit Gegensteuer zu geben. Schliesslich müssten die Änderungen per
Notrecht eingeführt werden, um in der aktuellen Situation noch rechtzeitig Wirkung zu
zeigen. Die Situation sei aus Sicht des Bundesrates aber nicht genügend dringend, um
Notrecht zu rechtfertigen. Die Mehrheit des Ständerates folgte dem Antrag des
Bundesrates und lehnte die Motion mit 29 zu 10 Stimmen ab. 3

MOTION
DATUM: 06.03.2023
ELIA HEER
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Wohnungsbau und -eigentum

Le Conseil national a rejeté, par 93 voix contre 82, une motion Leutenegger Oberholzer
(ps, BL) chargeant le Conseil fédéral de présenter un projet d’harmonisation des
prescriptions en matière de construction, imposant notamment les normes Minergie
perfectionnées concernant la consommation énergétique des bâtiments. La majorité a
suivi l’argumentation du gouvernement, laquelle soulignait que la réglementation du
domaine de la construction était de la compétence exclusive des cantons selon le droit
constitutionnel en vigueur. 4

MOTION
DATUM: 21.03.2007
NICOLAS FREYMOND

1) APS-Zeitungsanalyse 2022 – Raumplanung und Wohnungswesen
2) Medienmitteilung des BR vom 16.11.22; SoZ, 2.10.22; AZ, NZZ, 17.11.22
3) AB SR, 2023, S. 106 f.
4) BO CN, 2007, p. 494.
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